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Zwischen

dem Bundesverband Deutscher Wach- und Sicherheitsunternehmen e. V.,

Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

- einerseits -

und

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr,

Bezirke Nordrhein-Westfalen I und II, Düsseldorf und Bochum

- andererseits -

wird folgender Manteltarifvertrag abgeschlossen:

1. Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt

räumlich:
für das Land Nordrhein-Westfalen.

fachlich:
für alle Betriebe des Bewachungs- und Sicherheitsgewerbes sowie für alle Betriebe die Kontroll- und Ordnungsdienste betreiben, für alle Bewachungsobjekte und Dienststellen, die in Nordrhein-Westfalen liegen sowie für Geld- und Werttransporte, die in Nordrhein-Westfalen getätigt werden.

persönlich:
für sämtliche in diesen Betrieben beschäftigten Arbeitnehmer.

Alle Bezeichnungen gelten sowohl für weibliche als auch für männliche Arbeitnehmer.

2. Arbeitszeit

2.1 Die monatliche Regelarbeitszeit beträgt - mit Ausnahme der unter Abschnitt 2.B. des Lohntarifvertrages aufgeführten Arbeitnehmer - 173 Stunden.

Die regelmäßige tägliche Arbeitszeit soll 8 Stunden nicht überschreiten. Sie kann bis zu 10 Stunden täglich verlängert werden, wenn innerhalb von 12 Kalendermonaten 8 Stunden werktäglich nicht überschritten werden. Zudem kann an höchstens 60 Tagen im Jahr die Arbeitszeit auf bis zu 10 Stunden täglich ohne Ausgleichszeitraum verlängert werden.

Darüber hinaus kann die Arbeitszeit über 10 Stunden täglich verlängert werden, wenn in die Arbeitszeit täglich und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft fällt.

2.2 Separatwachdienst

Die monatliche Regelarbeitszeit im Separatwachdienst beträgt einschließlich Arbeitsbereitschaft 260 Stunden.

Die regelmäßige tägliche Arbeitszeit soll 8 Stunden nicht überschreiten. Sie kann bis zu 10 Stunden täglich verlängert werden, wenn innerhalb von 12 Kalendermonaten 8 Stunden werktäglich nicht überschritten werden. Zudem kann an höchstens 60 Tagen im Jahr die Arbeitszeit auf bis zu 10 Stunden täglich ohne Ausgleichszeitraum verlängert werden.

Darüber hinaus kann die Arbeitszeit über 10 Stunden täglich verlängert werden, wenn in die Arbeitszeit täglich und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft fällt.

2.3 Bewachung militärischer Anlagen

Bei der Bewachung militärischer Anlagen kann der Wachdienst im 24-Stunden-Dienst durch-geführt werden. In der 24-Stunden-Dienstschicht muss mindestens ein Arbeitsbereitschaftsanteil von 50 % liegen. Innerhalb der Arbeitsbereitschaft muss eine bezahlte Ruhezeit von ununter-brochenen 6 Stunden gewährleistet sein.

In Fällen, in denen der Wachdienst weniger als 24 Stunden, aber mehr als 12 Stunden beträgt, ist das Verhältnis zwischen Arbeitszeit und Arbeitsbereitschaft prozentual entsprechend anzuwenden. Ein Anspruch auf Ruhezeit besteht nur bei 24-Stunden-Diensten.

Im Anschluss an einen 24-stündigen Wachdienst muss die Freizeit zusammenhängend mindestens 24 Stunden betragen.

2.4 Ruhezeit

Die Ruhezeit nach einer geleisteten Schicht muss mindestens 11 Stunden betragen. Die Ruhezeit kann auf 9 Stunden verkürzt werden, wenn innerhalb eines Zeitraumes von 1 Monat ein Ausgleich erfolgt.

2.5 Freischicht

Jeder Arbeitnehmer hat pro Woche einen Anspruch auf eine unbezahlte Freischicht. Die Frei-schichten können je Woche einzeln oder entsprechend der Anzahl der Arbeitswochen eines Kalendermonats zusammenhängend genommen werden. Die arbeitsfreie Zeit muss zusammen-hängend mindestens 35 Stunden betragen. Die entsprechenden Wünsche des Arbeitnehmers sind mit dem Betrieb so rechtzeitig zu besprechen, dass eine Gefährdung der dienstplanmäßigen Einteilung nicht eintreten kann.

2.6 Die Arbeitszeit der Arbeitnehmer beginnt und endet am Einsatzort/Arbeitsplatz. Ausnahmsweise beginnt und endet die Arbeitszeit bei Entgegennahme oder Abgabe der Arbeits-mittel, wenn dies vom Arbeitgeber angeordnet wird.

3. Lohnzuschläge

3.1 Auf den tariflichen Stunden-Grundlohn einschließlich des tariflichen Lohnzuschlages gemäß dem Abschnitt 2.0.1 bis 2.0.20 des Lohntarifvertrages werden folgende Zuschläge gezahlt:

3.1.1 Ein Mehrarbeitszuschlag von 25 %

- ab der 174. Monatsarbeitsstunde für die Lohngruppen 2.0.1 bis 2.0.10 bzw.

- ab der 261. Monatsarbeitsstunde für die Lohngruppen 2.0.11 bis 2.0.20.

Die Mehrarbeitszuschläge in den Lohngruppen 2.0.15, 2.0.17, 2.0.19 und 2.0.20 sind vom Grundlohn einschließlich Lohnzuschlag zu bezahlen.

3.1.2 Ein Zuschlag von 50 % für Arbeitsstunden, die an Freischichttagen geleistet werden.

3.1.3 Ein Zuschlag von 50 % für Sonntagsarbeit zwischen 0:00 Uhr und 24:00 Uhr.

3.1.4 Ein Zuschlag von 100 % für Arbeitsstunden, die an gesetzlichen Feiertagen geleistet werden (das gilt auch für gesetzliche und kirchliche Feiertage, die auf einen Sonntag fallen, am 24.12. ab 14.00 Uhr, am 31.12. ab 14.00 Uhr).

3.1.5 Nachtarbeitnehmer im Sinne des § 2 Abs. 5 Arbeitszeitgesetz (ArbZG) erhalten einen Nachtzuschlag in der Zeit von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr in Höhe von 5 % des Stundengrundlohnes (Nachtlohn) von der Lohngruppe 2.0.1 für die Lohngruppe A bzw. von der Lohngruppe 2.0.11 für die Lohngruppe B.

Ausgenommen hiervon sind die Lohngruppen 2.0.13b) und 2.0.14b), da in diesen Lohngruppen ein separater Stundengrundlohn für die Nachtzeit gilt.

3.1.6 Beim Zusammentreffen mehrerer Zuschläge wird nur der jeweils höchste Zuschlag gezahlt. Ausgenommen hiervon bleiben Zuschläge nach Ziffer 3.1.1 und 3.1.5.

4. Ruhepausen

Die Gesamtdauer der Ruhepausen kann auf Kurzpausen von angemessener Dauer aufgeteilt werden. Ruhepausen mit zusammenhängend weniger als 30 Minuten sind mit den tariflichen Stundenlöhnen zu entlohnen.

5. Zahlungsregelungen für Löhne/Gehälter und Leistungszuschlag

5.1 Als Lohn- und Gehaltsperiode gilt der Kalendermonat.

5.2 Aus der monatlichen schriftlichen Lohn- und Gehaltsabrechnung müssen Lohn- und Gehaltsperioden, die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden sowie die durch Urlaub und Krankheit ausgefallenen Arbeitszeiten, die sonstigen Vergütungen und die Abzüge klar ersichtlich sein.

Die Abrechnung ist dem Arbeitnehmer spätestens bis zum 15. des folgenden Monats auszu-händigen. Die Lohnzahlung erfolgt bargeldlos auf ein vom Arbeitnehmer einzurichtendes Konto.

5.3 Als Urlaubsgeld und Weihnachtszuwendung wird an die Arbeitnehmer ein Leistungszuschlag gezahlt.

5.3.1 Als Urlaubsgeld ist aus der Addition der abgerechneten Arbeitsstunden sowie der durch Krankheit (im Rahmen der Entgeltfortzahlung) und bezahlten Urlaub ausgefallenen Arbeitszeiten vom 1. Oktober bis zum 31. März der Leistungszuschlag zu errechnen und spätestens am 15. Juni zu zahlen. Bei Kündigung des Arbeitnehmers oder Kündigung des Arbeitgebers wird der Leistungszuschlag anteilig sofort fällig. Die Vorschriften der Ziffer 5.3.4 bleiben hiervon unberührt.

5.3.2 Als Weihnachtszuwendung ist aus der Addition der abgerechneten Arbeitsstunden sowie der durch Krankheit (im Rahmen der Entgeltfortzahlung) und bezahlten Urlaub ausgefallenen Arbeits-zeiten vom 1. April bis zum 30. September der Leistungszuschlag zu errechnen und spätestens mit der November-Abrechnung auszuzahlen. Bei Kündigung des Arbeitnehmers oder Kündigung des Arbeitgebers wird der Leistungszuschlag anteilig sofort fällig. Die Vorschriften der Ziffer 5.3.4 bleiben hiervon unberührt.

5.3.3 Der Leistungszuschlag beträgt 2,75 % je Arbeitsstunde. Er errechnet sich

- für die Lohngruppe 2.0.1 bis 2.0.10 von der Lohngruppe 2.0.1, Taglohn

- für die Lohngruppe 2.0.11 bis 2.0.20 von der Lohngruppe 2.0.11, Taglohn.

5.3.4 Bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses innerhalb der ersten 6 Monate erwächst kein Anspruch auf Urlaubs- und Weihnachtsgeld. Der Anspruch auf Urlaubs- und Weihnachtsgeld erwächst erst ab dem 7. Beschäftigungsmonat rückwirkend vom Zeitpunkt des Beginns des Beschäftigungsverhältnisses an.

Das Urlaubs- und Weihnachtsgeld ist nicht zu zahlen, wenn der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis mit dem Arbeitnehmer aus einem wichtigen Grund kündigt, den der Arbeitnehmer zu vertreten hat (§ 626 BGB).

5.3.5 Die Zahlungen gemäß 5.3.1 und 5.3.2 gelten als Einmalzahlungen im Sinne der sozial-versicherungsrechtlichen Vorschriften.

6. Unterricht

Für Schulungsmaßnahmen, die der Aus- und Fortbildung dienen und außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit stattfinden, sind die jeweils gültigen tariflichen Stundenlöhne im Rahmen des Lohntarifvertrages zu vergüten, einschließlich eventuell anfallender Lohnzuschläge, sofern der Arbeitgeber diese Schulungen aus dienstlichen Gründen verlangt.

7. Bekleidung/Ausrüstung

7.1 Die für den Dienst vom Arbeitgeber geforderte Bekleidung (ausgenommen Schuhwerk, Strümpfe und Unterbekleidung) und die Ausrüstung werden vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellt und bleiben sein Eigentum.

7.2 Die Arbeitnehmer sind verpflichtet, die ihnen in sauberem und tragfähigem Zustand über-gebenen Kleidungs- und Ausrüstungsstücke in Ordnung zu halten. Die Kosten für notwendige Reinigung und Reparaturen trägt der Arbeitgeber, sofern er dies veranlasst.

7.3 Dienstkleidung und Ausrüstungsgegenstände dürfen nur im Dienst getragen werden. Wenn der Arbeitgeber keine ausreichenden Umkleideräume und verschließbaren Schränke zur Verfügung stellt, dürfen die Bekleidungsstücke auch auf dem Weg zur Arbeit und nach Hause getragen werden. Für vorsätzliche oder grob fahrlässige Beschädigungen und Verlust kann der Arbeitgeber Schadenersatz verlangen.

7.4 Die Kosten für die Erteilung einer waffenrechtlichen Erlaubnis trägt der Arbeitgeber, sofern dieser die Erteilung aus dienstlichen Gründen veranlasst.

8. Fahrgelderstattung

8.1 Wird ein Arbeitnehmer auf Veranlassung des Arbeitgebers in ein Objekt versetzt, das mehr als 30 km von seinem Wohnsitz entfernt ist, schuldet der Arbeitgeber für die Fahrten zwischen Arbeitsplatz und Wohnung einen Fahrgeldzuschuss. Die Kosten der ersten 30 km im Umkreis um den Arbeitsplatz trägt der Arbeitnehmer jedoch selbst.

Bei Arbeitnehmern, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Manteltarifvertrages bereits Fahrgelderstattung erhalten, richtet sich der Anspruch auf Fahrgelderstattung jedoch ausschließlich nach den Regelungen der Ziffer 5 des Manteltarifvertrages für das Wach- und Sicherheitsgewerbe in Nordrhein-Westfalen vom 2.4.1993 (siehe Anlage). Dieser Anspruch bleibt auch bei unmittel-barem Wechsel zu einem anderem Unternehmen des Wach- und Sicherheitsgewerbes erhalten.

8.2 Berechnungsgrundlage für den Fahrgeldzuschuss ist der jeweils günstigste Tarif öffentlicher Verkehrsmittel (Hin- und Rückfahrt).

8.3 Sofern der Arbeitnehmer auf Wunsch des Arbeitgebers seinen privaten PKW zwischen Wohnung und Arbeitsstätte einsetzt, erhält er je Entfernungskilometer (einfache Entfernung) ein Kilometergeld von 0,52 DM.

8.4 Sofern der Arbeitnehmer auf Wunsch des Arbeitgebers seinen privaten PKW zur Erledigung von Dienstfahrten einsetzt, werden ihm pro gefahrenen Kilometer 0,52 DM gezahlt.

8.5 Sofern Arbeitnehmer auf Wunsch des Arbeitgebers Mitfahrgemeinschaften bilden, werden dem Fahrer je Mitfahrer 0,05 DM in den Fällen 8.3 und 8.4 je Kilometer vergütet.

Mitfahrer haben keinen Fahrgeldanspruch gemäß Ziffer 8.1 des Manteltarifvertrages.

9. Urlaub

9.1 Jeder Arbeitnehmer hat in jedem Kalenderjahr einen unabdingbaren Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub.

9.2 Der Urlaub beträgt 30 Werktage.

9.3 Der Urlaub erhöht sich nach einer ununterbrochenen Betriebszugehörigkeit

- von 2 Jahren um 1 Werktag auf 31 Werktage

- von 4 Jahren um 2 Werktage auf 32 Werktage

- von 6 Jahren um 4 Werktage auf 34 Werktage

- von 8 Jahren um 6 Werktage auf 36 Werktage.

Das unter Satz 1 aufgeführte Wort "Betriebszugehörigkeit" wird durch das Wort "Branchen-zugehörigkeit" ersetzt und zwar nur für den Personenkreis, der unmittelbar vor Neueinstellung in derselben militärischen Liegenschaft beschäftigt war.

Der Anspruch auf die zusätzlichen Urlaubstage erwächst ab dem auf die vollendete Betriebs-zugehörigkeit folgenden Monat.

9.4 Neu eintretende und/oder ausscheidende Arbeitnehmer erhalten so viel Zwölftel des ihnen zustehenden Jahresurlaubs, wie sie volle Monate im laufenden Kalenderjahr beschäftigt waren.

Die Zwölftelung erfolgt nur in den Grenzen des § 5 BUrIG.

9.5 Der Urlaub ist möglichst zusammenhängend unter weitgehender Berücksichtigung der Wünsche des Arbeitnehmers und der betrieblichen Belange zu gewähren.

9.6 Urlaub, der im laufenden Kalenderjahr nicht gewährt werden konnte, ist bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres nachzugewähren. Eine Urlaubsabgeltung ist nur zulässig, wenn beim Ausscheiden aus dem Betrieb der Urlaub nicht mehr gewährt werden kann.

9.7 Drei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres erlischt der Urlaubsanspruch.

9.8 Der Durchschnittsverdienst je Urlaubstag wird dadurch ermittelt, dass der Gesamtbrutto-verdienst des Arbeitnehmers während der letzten drei Monate durch 78 geteilt wird. Zahlungen im Krankheitsfalle (über den Entgeltfortzahlungsanspruch hinaus), Gratifikationen oder sonstige Einmalzahlungen und Aufwandsentschädigungen bleiben bei der Ermittlung des Gesamtbrutto-verdienstes außer Ansatz. Die Vergütung für Mehrarbeit ist einzubeziehen. Arbeitstage, an denen der Arbeitnehmer ohne Entgeltfortzahlungsanspruch arbeitsunfähig erkrankt war, und Arbeitstage, für die der Arbeitnehmer infolge Freistellung von der Arbeit (unbezahlter Urlaub) keinen Lohn erhalten hat, werden von der Teilungszahl 78 abgezogen, nicht dagegen pflichtwidrig versäumte Arbeitszeit. Im übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz.

9.9 Der Arbeitnehmer erhält Freistellung von der Arbeit unter Fortzahlung der Bezüge
9.9.1 von 1 Tag

a) beim Todesfall der Eltern, Schwiegereltern und Geschwister sowie von Familienangehörigen der auf- und absteigenden Linie, soweit sie dem Haushalt des Arbeitnehmers angehören,

b) bei Wohnungswechsel mit eigenem Hausstand, einmal pro Jahr,

c) bei Hochzeit der Kinder,

d) bei der Eheschließung sowie der eigenen Silbernen Hochzeit

e) bei Konfirmation bzw. Kommunion sowie entsprechenden weltanschaulichen und religiösen Feiern der Kinder,

f) bei 25-, 40- und 50-jährigem Dienstjubiläum.

9.9.2 von 2 Tagen

a) beim Todesfall des Ehegatten oder eines Kindes,

b) bei der Niederkunft der Ehefrau.

9.9.3 von 4 Tagen

pro Kalenderjahr für die Dauer der Teilnahme an einer Tarifverhandlung über die Änderung oder den Abschluss von Tarifverträgen in diesem Bereich, sowie zu deren Vorbereitung. Darüber hinaus gilt ein unbezahlter Freistellungsanspruch.

Die Freistellung von der Arbeit muss in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Ereignis stehen und wird dann nicht gewährt, wenn er im Anschluss oder Zusammenhang mit dem Jahresurlaub des Arbeitnehmers steht.

10. Hinterbliebenenhilfe

10.1 Hinterlässt der Arbeitnehmer nach mindestens 10-jähriger ununterbrochener Betriebs-zugehörigkeit einen unterhaltsbedürftigen Ehegatten oder unterhaltsbedürftige Kinder (laut Lohnsteuerkarte), deren Berufsausbildung noch nicht abgeschlossen ist, so ist an die Hinterbliebenen eine Beihilfe von 1 1/2 Monatseinkommen zu zahlen.

10.2 In allen übrigen Todesfällen ist die Gewährung einer Beihilfe und deren Höhe in das Ermessen des Arbeitgebers nach Anhörung des Betriebsrates gestellt.

10.3 Unabhängig von der Dauer der Betriebszugehörigkeit wird bei Betriebsunfällen mit tödlichem Ausgang an die Hinterbliebenen ein Monatslohn gezahlt. Eine Zahlung entfällt, wenn durch eine betriebliche Versicherung diese Beihilfe gesichert ist und mindestens in gleicher Höhe an die Hinterbliebenen ausgezahlt wird.

11. Beginn und Beendigung des Arbeitsverhältnisses

11.1 Bei Einstellung kann eine Probezeit von bis zu 3 Monaten vereinbart werden. Die Vereinbarung der Probezeit bedarf der Schriftform. Die Kündigungsfrist während der Probezeit beträgt 3 Tage zum Schichtende.

11.2 Nach Beendigung der Probezeit gelten beiderseits die folgenden Kündigungsfristen:

- bei Betriebszugehörigkeit von bis zu 1 Jahr 2 Wochen zum 15. oder zum Ende eines Monats

Danach gelten beiderseits die gesetzlichen Kündigungsfristen.

11.3 Es ist zulässig, im beiderseitigen Einverständnis das Arbeitsverhältnis an die Befristung eines Bewachungsvertrages zu binden.

11.4 Das Arbeitsverhältnis endet

a) bei Erwerbs- bzw. Berufsunfähigkeit mit Ablauf des Monats, in dem der Rentenbescheid zugestellt wird. Abweichende Regelungen hierzu sind in beiderseitigem Einvernehmen möglich,

b) auf Grund der Inanspruchnahme des flexiblen oder vorgezogenen Altersruhegeldes,

c) mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer das 65. Lebensjahr vollendet,

d) wenn die Erlaubnisbehörde die Zustimmung zur Beschäftigung des Arbeitnehmers verweigert oder entzieht mit sofortiger Wirkung.

12. Besitzstandswahrung

Soweit in einzelnen Betrieben auf Grund von Betriebsvereinbarungen günstigere Arbeitsbedingungen bestehen, behalten diese weiterhin ihre Gültigkeit. Für Arbeitnehmer, deren Ansprüche sich vor Inkrafttreten dieses Manteltarifvertrages nach dem Manteltarifvertrag vom 2.4.1993 richteten, gilt weiter uneingeschränkt Ziffer 7.1 und 7.2 des Manteltarifvertrages vom 2.4.1993 (siehe Anlage). Die gemäß Ziffer 7.1 und 7.2 des Manteltarifvertrages vom 2.4.93 erworbenen Ansprüche bleiben diesem Personenkreis auch bei einem unmittelbaren Wechsel zu einem anderen Unternehmen des Wach- und Sicherheitsgewerbes erhalten. Ziffer 9.2 und 9.3 dieses Manteltarifvertrages gilt für diese Arbeitnehmer nicht.

13. Erlöschen von Ansprüchen

Alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis können rückwirkend nur für einen Zeitraum von drei Monaten nach Fälligkeit schriftlich geltend gemacht werden.

Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses können die beiderseitigen Ansprüche nur noch bis spätestens 6 Wochen nach dem Ausscheiden bzw. spätestens einen Monat nach Erhalt der Arbeitspapiere schriftlich geltend gemacht werden.

14. Allgemeinverbindlichkeit

Die Allgemeinverbindlicherklärung dieses Tarifvertrages soll durch gemeinsamen Antrag der Tarifvertragsparteien erwirkt werden.

15. Geltungsdauer

15.1 Der Manteltarifvertrag tritt am 1. März 2000 in Kraft. Er kann mit einer Frist von drei Monaten erstmals zum 28. Februar 2005 gekündigt werden. Die Laufzeit der Ziffern 3. und 5.3.3 dieses Tarifvertrages wird an die Laufzeit des jeweiligen Lohntarifvertrages geknüpft.

15.2 Über den mit der Kündigung vorzulegenden Änderungsvorschlag soll so rechtzeitig verhandelt werden, dass der neue Tarifvertrag Anschluss an den vorhergegangenen hat.

15.3 Bis zum Abschluss eines neuen Tarifvertrages bleiben die Bestimmungen des gekündigten Tarifvertrages vollinhaltlich in Kraft.

Anlage

zu Ziff. 8.1 Fahrgelderstattung

Auszug aus dem Manteltarifvertrag für das Wach- und Sicherheitsgewerbe in Nordrhein-Westfalen vom 2.4.1993:

5.0 Die Arbeitnehmer, die ihren Arbeitsplatz außerhalb des Firmensitzes des Arbeitgebers haben, erhalten pro geleistete Arbeitsschicht einen Fahrgeldzuschuss bis zu einer Entfernung von max. 40 km zwischen Arbeitsplatz und Wohnung. Die Kosten der ersten 5 km im Umkreis um den Arbeitsplatz trägt der Arbeitnehmer selbst.

5.1 Berechnungsgrundlage für den Fahrgeldzuschuss ist der jeweils günstigste Tarif öffentlicher Verkehrsmittel (Hin- und Rückfahrt).

zu Ziff. 12. Besitzstandswahrung

Auszug aus dem Manteltarifvertrag für das Wach- und Sicherheitsgewerbe in Nordrhein-Westfalen vom 2.4.1993:

7.1 Der Urlaub beträgt 32 Tage.

7.2 Der Urlaub erhöht sich nach einer ununterbrochenen Betriebszugehörigkeit

- von 2 Jahren um 1 Tag,

- von 4 Jahren um 2 Tage,

- von 6 Jahren um 4 Tage.

Das unter Ziffer 7.2 aufgeführte Wort "Betriebszugehörigkeit" wird durch das Wort “Branchen-zugehörigkeit" ersetzt und zwar nur für den Personenkreis, der militärische Liegenschaften bewacht.

Die Urlaubsberechnung nach der Branchenzugehörigkeit gilt nur bei Bewachungsverträgen für militärische Objekte, die nach dem 1.1.1990 abgeschlossen werden.

Der Anspruch auf die zusätzlichen Urlaubstage erwächst ab dem auf die vollendete Betriebs-zugehörigkeit folgenden Monat.

7.2.1 Als Urlaubstage gelten alle Tage, die keine Sonn- oder Feiertage sind.

Anhang

ergänzende Bestimmungen für Sicherungsposten (SIPO)

Sicherungsposten ist, wer gemäß DB-Vorschriften als Sicherungsposten ausgebildet und geprüft ist und auf Anlagen der DB AG oder nicht DB-eigener Eisenbahnen - beide nachfolgend Auftrag-geber = AG genannt - als SIPO eingesetzt wird.

1. Arbeitszeit

1.1 regelmäßige Arbeitszeit

Die regelmäßige Arbeitszeit ausschließlich der Ruhepausen sollte täglich 8 Stunden und wöchentlich 40 Stunden betragen.

Die Arbeitszeit kann auf 10 Stunden täglich und 50 Sunden wöchentlich verlängert werden, wenn innerhalb des Ausgleichszeitraumes von 26 Wochen im Durchschnitt die Regelarbeitszeit nicht überschritten wird.

1.2 Beginn und Ende der Arbeitszeit

Beginn und Ende der Arbeitszeit werden im Rahmen der Mitbestimmungsvorschriften des BetrVG mit dem Betriebsrat festgelegt.

Die Arbeitszeit beginnt an der AG-Sammelstelle des Bautrupps für die jeweilige Baustelle / Einsatzstelle; wenn es keine AG-Sammelstelle gibt, an der Baustelle / Einsatzstelle.

1.3 Arbeitstage

Arbeitstage sind alle Wochentage - montags bis sonntags, einschließlich gesetzlicher Feiertage.

Für Arbeit an einem Sonntag und / oder an einem gesetzlichen Feiertag erhält der Arbeitnehmer in der davor liegenden oder den darauf folgenden zwei Wochen einen freien Tag (zusätzliche Freischicht).

Der Arbeitnehmer hat Anspruch einmal in der Woche auf eine zusammenhängende Freizeit, einschließlich der Ruhezeit von mindestens 48 Stunden. Die zusammenhängende Freizeit muss mindestens einmal im Kalendermonat auf ein Wochenende fallen.

Die Arbeitszeit kann auf 10 Stunden täglich und 50 Sunden wöchentlich verlängert werden, wenn innerhalb des Ausgleichszeitraumes von 26 Wochen im Durchschnitt die Regelarbeitszeit nicht überschritten wird.

2. Tätigkeitsbereiche

Für den Fall des Auftragswiderrufes oder des Auftragsverlustes bei dem AG kann der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine andere Tätigkeit und / oder einen anderen Einsatz auf Bau-Einsatzstellen des Unternehmens zuweisen. Dem Arbeitnehmer stehen dann für mindestens 13 Wochen weiterhin die Behandlung nach diesem Anhang und die Bezahlung nach dem Anhang zum jeweils gültigen Lohntarifvertrag, soweit die neuen Bedingungen nicht günstiger sind.

3. Funktionszulage

Die Lohnzulage für einen Sicherungsposten als Sicherungsaufsicht (Sakra) beträgt 12 % des Stundengrundlohnes gern. Anhang (SIPO) zum gültigen Lohntarifvertrag für das Wach- und Sicherheitsgewerbe in Nordrhein-Westfalen.

4. Zuschläge

Auf den Stundengrundlohn für Sicherungsposten werden folgende Zuschläge vergütet:

4.1 Mehrarbeit

Mehrarbeit sind über die tägliche Arbeitszeit von 8 Stunden hinaus geleisteten Arbeitsstunden. Außerdem sind alle an Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen (inkl. dem 24. und 31.12. je ab 12.00 Uhr) geleisteten Stunden Mehrarbeit.

Der Zuschlag beträgt 25 % des Stundengrundlohnes.

4.2 Sonntagsarbeit

Sonntagsarbeit ist die Zeit an einem Sonntag zwischen 00.00 Uhr und 24.00 Uhr.

Der Zuschlag beträgt 50 % des Stundengrundlohnes.

4.3 Feiertagsarbeit

Feiertagsarbeit ist die Zeit an einem Feiertag zwischen 00.00 Uhr und 24.00 Uhr. Dies gilt für gesetzliche Feiertage und zusätzlich für Arbeiten am 24. und 31.12. je ab 12.00 Uhr.

Der Zuschlag beträgt 100 % des Stundengrundlohnes.

4.4 Nachtarbeit

Nachtarbeit ist die Arbeit in der Zeit von 20.00 Uhr bis 6.00 Uhr.

Der Zuschlag beträgt 20 % des Stundengrundlohnes.

4.5 Tunnelarbeit

Tunnelarbeit sind Arbeiten in einem Tunnel ab 50 m Länge.

Der Zuschlag beträgt 5 % des Stundengrundlohnes.

4.6 Mehrere Zuschläge

Beim Zusammentreffen mehrerer Zuschläge wird jeweils nur der höchste Zuschlag gezahlt. Ausgenommen hiervon sind die Zuschläge 4.1 (Mehrarbeit), 4.4 (Nachtarbeit) und 4.5 (Tunnelarbeit).

5. Kündigung

Es gelten die Vorschriften des Manteltarifvertrages für das Wach- und Sicherheitsgewerbe in Nordrhein-Westfalen.

6. Tarifgebundenheit

Für Sicherungsposten gelten unabdingbar die o. a. Bedingungen, die die entsprechenden Positionen im Mantel-/Lohntarifvertrag ersetzen. Im Übrigen gilt der Manteltarifvertrag.

7. Gültigkeit

Dieser Anhang zum Manteltarifvertrag tritt zum 1.3.2000 in Kraft.

Die Laufzeit ist an den jeweils gültigen Manteltarifvertrag gebunden.

Rechtsanwalt Arne Maier, Am Kronenhof 2, 73728 Esslingen (www.rechtsrat.ws)


